
136 9 J A N V I E R  1931

57
E 1004 1/326

C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 9 janvier 19311

59. Handelsvertragsverhandlungen mit Grossbritannien

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 7. Januar 1931

Durch Beschluss vom 14.Novem ber2 hat der Bundesrat den schweizerischen 
Delegierten 3 an der zweiten Genfer Wirtschaftskonferenz über die «action écono­
mique concertée» ermächtigt, bei Gelegenheit offiziös zu erklären, dass die 
Schweiz geneigt wäre, entweder allein oder gemeinsam mit ändern Staaten in 
Tarifhandelsvertragsverhandlungen mit Grossbritannien einzutreten. An der er­
wähnten Wirtschaftskonferenz, die vom 17. bis zum 28. November in Genf statt­
gefunden hat4, wurde zunächst, wie vorauszusehen war, der englische Vorschlag 
betreffend generelle und schematische Herabsetzung der Zölle für Textilien und 
Maschinen als undurchführbar abgelehnt. Selbst die englische Delegation gab 
sich Rechenschaft darüber, dass ihr Vorschlag zu wenig sorgfältig überlegt und

1. A bsent: Musy.
2. Cf. procès-verbal de cette séance (E 1004 1/325):
/ . . . /

1. Verhältnis zu England 
Die Bedeutung des englischen Marktes ist für die wichtigsten Staaten des Kontinentes so aus­

serordentlich gross, dass diese mit steigender Besorgnis die rasche Entwicklung der öffentlichen 
Meinung in England zur Abkehr vom Freihandel und zur Einführung eines Hochschutzzolles ver­
folgt haben. Die Einsicht, dass alles getan werden muss, um wenn möglich England von diesem 
Schritt abzuhalten, hat sich in den bedrohten Staaten in letzter Zeit immer mehr vertieft. Wenn 
man bedenkt, dass England gegenwärtig als Käufer schweizerischer Waren an erster Stelle steht 
und uns im Jahr schweizerische Produkte im Werte von über 300 Millionen abnimmt, so ergibt 
sich ohne weiteres die gewaltige Bedeutung dieser Frage namentlich für unser Land. Auch wenn, 
was zuzugeben ist, die Möglichkeit, sich mit England zu verständigen, nur gering ist, so darf doch 
nichts unterlassen werden, um auch die kleinste Chance auszunützen, und es wird sich die 
schweizerische Delegation, wie dies der Bundesrat übrigens schon in seiner Antwort auf das 
«questionnaire» getan hat, energisch bemühen, wenn immer möglich zu einer Verständigung mit 
England zu gelangen. Der von der englischen Regierung gemachte Vorschlag, zunächst in Ver­
handlungen über die Herabsetzung der Zölle für Maschinen und Gewebe einzutreten, lässt sich 
aus verschiedenen, hier nicht näher zu erörternden Gründen technisch für die Schweiz und für an­
dere Länder nicht durchführen. Trotzdem sollte die schweizerische Delegation es grundsätzlich 
nicht ablehnen, mit der englischen Regierung selbst auf der Basis ihres Vorschlages in Verhand­
lungen zu treten, da aus diesen immerhin ein brauchbares Resultat hervorgehen kann.
/ . . . /
3. Le C hef de la Division du Commerce, W .Stucki, le Vice-président du Vorort, E. Wetter et le 
C hef de section de la Division de l ’Agriculture du Département de l ’Economie publique, R.Rubat- 
tel (secrétaire).
4. Sur cette conférence cf. RG, 1930, pp. 499-502. Sur la première Conférence de Genève en vue 
d ’une action économique concertée (17 février-24 mars 1930), cf. nos 5, 39 et 66.
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praktisch nicht realisierbar war. In offiziösen Besprechungen, die zwischen der 
englischen Delegation einerseits und den Vertretern der wichtigsten Kontinental­
staaten anderseits stattfanden, kam man dann zur Überzeugung, dass der einzige 
Weg, England eine gewisse Genugtuung zu geben und die dortige starke Strö­
mung nach Einführung eines Schutzzollsystems bekämpfen zu können, darin be­
stehe, dass England mit denjenigen kontinentalen Staaten, die als Abnehmer briti­
scher Waren besonders wichtig sind, in Verhandlungen über den Abschluss von 
Tarifvereinbarungen eintrete. Die von der Mehrzahl der an diesen Besprechungen 
teilnehmenden Delegierten vertretene Auffassung, dass diese Verhandlungen in 
plurilateraler oder besser gesagt kollateraler Weise geführt werden sollten, wurde 
aus nicht ganz durchsichtigen Gründen von Italien energisch bekämpft. Man 
einigte sich schliesslich dahin, dass England die Initiative zur Einleitung solcher 
Verhandlungen zu überlassen sei, wobei die Delegierten der wichtigsten europäi­
schen Staaten durchblicken Hessen oder positiv erklärten, ihre Regierungen wür­
den auf eine solche englische Anfrage zustimmend antworten. Eine solche Erklä­
rung ist auch vom schweizerischen Delegierten abgegeben worden.

Durch Note der hiesigen englischen Gesandtschaft, die dem politischen D epar­
tement am 22. Dezember 19305 zukam und dem Volkswirtschaftsdepartement 
am 5. Januar durch die Abteilung für Auswärtiges zur Kenntnis gebracht wurde, 
macht die englische Regierung den bestimmten Vorschlag, mit der Schweiz in 
Handelsvertragsverhandlungen einzutreten. Wie das Volkswirtschaftsdeparte­
ment erfahren hat, ist ein gleicher Vorschlag auch den Regierungen von 
Deutschland, Frankreich, Italien, Belgien, Österreich und Polen gemacht worden. 
Die englische Note ersucht um eine Mitteilung darüber, ob die Schweiz mit einem 
solchen Vorgehen einverstanden sei, und präzisiert für diesen Fall das einzuschla­
gende Verfahren dahin, dass der Schweiz noch im Verlaufe dieses Monates eine 
Begehrenliste überreicht würde, auf welche diese zunächst schriftlich zu antwor­
ten hätte und auf die mit einer schriftlichen schweizerischen Wunschliste zu rea­
gieren wäre. Es wird beigefügt -  was angesichts der innerpolitischen Situation in 
England sehr verständlich ist - ,  dass sich die beiden Regierungen möglichst 
rasch, jedenfalls vor Ende März, ein zuverlässiges Bild darüber sollten machen 
können, ob die Aufnahme mündlicher Verhandlungen genügende Aussichten auf 
Erfolg bietet.

Es ist wohl ohne weiteres klar, dass die Schweiz auf die englische Anfrage in 
zustimmendem Sinne antworten muss. Das Volkswirtschaftsdepartement hat 
schon mehrfach Gelegenheit gehabt, den Bundesrat auf die aussergewöhnliche 
Bedeutung dieser Frage hinzuweisen, und es hat denn auch der Bundesrat, wie 
übrigens alle konsultierten Wirtschaftskreise, diese Ansichten geteilt. Das D epar­
tement hält dafür, dass auch den englischen Vorschlägen über das Vorgehen ohne 
weiteres zugestimmt werden kann. Auch wenn praktisch wenig Hoffnung besteht, 
dass auf diesem Wege England davon abgehalten werden kann, ins Lager der aus­
gesprochenen Schutzzöllner überzugehen, so muss doch der Versuch gemacht 
werden. Selbst wenn er scheitert, was angesichts der zu erwartenden Stellungnah­
me der kontinentalen Grossstaaten wahrscheinlich ist, so wäre immerhin so viel

5. Non reproduit. Cf. E 7110 1/71.
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gewonnen, dass England an die Idee gewöhnt wird, über einen von ihm eingeführ­
ten Zolltarif mit ändern Staaten in Verhandlungen einzutreten.

Antragsgemäss wird daher beschlossen:
Das Volkswirtschaftsdepartement wird ermächtigt, die Note der englischen Ge­

sandtschaft vom 22. Dezember sowohl in grundsätzlicher Hinsicht als mit bezug 
auf das vorgeschlagene Vorgehen zustimmend zu beantworten6.

6. Cf. la note de Schulthess à la Légation de Grande-Bretagne à Berne, du 14 janvier 1931 
(E 7110 1/71).

58
E 7110 1/20

Le Directeur de la Division du Commerce du Département de l ’Economie 
publique, W. Stucki, au Ministre de Suisse à Berlin, H. Rüfenacht

Copie
L Bern, 24. Januar 1931

Schweizerisch-deutsche Handelsbeziehungen

Anlässlich der Beratungen der Europa-Konferenz in G enf1 hatte der Unter­
zeichnete Gelegenheit, sowohl Herrn Minister Curtius darauf aufmerksam zu 
machen, dass die Entwicklung der schweizerisch-deutschen Handelsbeziehungen 
für die Schweiz untragbar werden, als auch diesen ganzen Fragenkomplex sehr 
einlässlich mit den Herren Ministerialdirektoren Ritter2 und Posse3 zu bespre­
chen. /.../

Es wurde unserseits etwa folgendes ausgeführt:
Der schweizerisch-deutsche Handelsvertrag ist im Jahre 1926 abgeschlossen 

und auf 1. Januar 1927 in Kraft gesetzt worden4, weil er, nach den damaligen 
Wirtschaftsverhältnissen, einen billigen Ausgleich der gegenseitigen Interessen 
darstellte. Bewusst haben aber beide Parteien Wert darauf gelegt, ihn kurzfristig 
zu machen, so dass bei wesentlicher Veränderung der Wirtschaftsverhältnisse 
leicht die notwendige Handlungsfreiheit zurückgewonnen werden konnte. 
Während der Vertrag im Jahre 1927 für die Schweiz noch erträglich war (Einfuhr 
536 Mill. Fr., Ausfuhr 386 Mill. Fr.), hat sich das Verhältnis von Jahr zu Jahr be­
deutend verschlechtert. Wenn wir auch der Ansicht sind, dass die Schweiz immer 
mit einem starken Passivum zu rechnen hat, und wenn wir auch nicht meinen, bei 
jeder Verschlechterung der Verhältnisse sogleich an eine Revision oder an eine 
Kündigung denken zu müssen, so ist doch heute Tatsache, dass der Import aus 
Deutschland um volle 32% gegenüber 1927 zugenommen hat, der Export um

1. Stucki fa it  allusion à la réunion de la Commission d'étude pour l ’Union européenne. Cf. n° 54.
2. D e l ’Office des Affaires étrangères du Reich.
3. Du M inistère de l ’Economie.
A.Texte du traité in RO, 1926, vol. 42, pp. 828-921 . Cf. D D S vol. 9, Deutschland 6.1.
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